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Erledigt IFristen + Termine l Bearbeltet r-

ß.ü. 

SOZIALGERICHT 

SPEYER 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre N. van den Bruck pp., DGB 
Rechtsschutz GmbH, Rechtsstelle Ludwigshafen, 
Ludwigsplatz 1, 67059 Ludwigshafen am Rhein 

gegen 

- Beklagte -

hat die 7. Kammer des Sozialgerichts Speyer am 9. November 2020 ohne mündli
che Verhandlung durch 

den Richter am Sozialgericht ...
den ehrenamtlichen Richter ... 
den ehrenamtlichen Richter ...

für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über die Erstattung der Kosten sowie zukünftige Kosten

übernahme als Sachleistung für medizinisches Cannabis, Sorte Bedrolite. 

Der am 04.09.1970 geborene Kläger ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversi

chert. Der Kläger beantragte mit Schreiben des Allm�mein- und Schmerzmedizi

ners Dr. E. vom 15.05.2017, bei der Beklagten eingegangen am 19.05.2017, die 

Kostenübernahme für die Behandlung mit Medizinal-Cannabisblüten der Sorte 

Bedrolite sowie eines Verdampfers zur inhalativen Einnahme: 

Als Diagnosen gab der Arzt einen Bandscheibenvorfall der Lendenwlrbelsäule, ein 

chronisches Schmerzsyndrom mit somatischen und psychischen Faktoren sowie 

ein lliosakralgelenksyndrom mit Lumbalgie an. Aufgrund der multiplen Unverträg

lichkeiten des Klägers hinsichtlich Antiepileptika, Antidepressiva und NSAR sowie 

der guten Verträglichkeit und der schmerzlindernden Erfolge mit Cannabis im Ei

gengebrauch empfehle er einen Therapieversuch mit Medizirial-Cannabisblüten, 

Sorte Bedrolite, Einzeldosis 0,5 mg, maximale Tagesdosis 1 g mit einem 4-:Wo

chen-Bedarf von 28 g. 

Die Beklagte holte ein sozialmedizinisches Gutachten beim Medizinischen Dienst 

der Krankenversicherung (MDK) ein, worüber die Beklagte den Kläger mit Schrei

ben vom 22.05.2017 in Kenntnis setzte. Nachdem der MDK von dem Arzt weitere 

Befunde angefordert hatte, sich der Eingang jedoch verzögerte, teilte die Beklagte 

dem Kläger mit Schreiben vom 21.06.2017 mit, dass aus diesem Grund die 5-Wo

chen-Frist nicht eingehalten werden könne und sich die Prüfung und Entscheidung 

des Antrages um voraussichtlich mindestens 12 Tage verzögern werde. 
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Ohne Eingang eines MDK-Gutachtens lehnte die Beklagte den Antrag mit Be

scheid vom 29.06.2017, dem Kläger mit Postzustellungsurkunde am 30.06.2017 

zugestellt, ab. Aufgrund der Verzögerung, die durch die nicht erfolgte Einreichung 

von Unterlagen verursacht worden sei, habe bislang keine sozialmedizinische Be

gutachtung erfolgen können. Anhand der der Beklagten vorliegenden Unterlagen 

ließen sich die Voraussetzungen für eine Kostenübernahme nicht nachvollziehen. 

Eine Kostenübernahme sei daher nicht möglich. 

Der Arzt im MDK Dr. S. und die Ärztin im MDK Dr. K. kamen in dem so

zialmedizinischen Gutachten vom 03.07.2017 sodann zu dem Ergebnis, dass zwar 

eine schwerwiegende Erkrankung vorliege, da der Kläger durch seine chronische 

Schmerzproblematik, verminderte Belastbarkeit und Wirbelsäulenproblematik of

fensichtlich seit Jahren erheblich beeinträchtigt sei. Auch vertrage der Kläger laut 

eigenen Angaben Coxibe sowie Gabapentin, Pregabalin und Opiodtherapie nicht. 

Jedoch werde eine komplexe multimodale Schmerztherapie nicht aufgeführt, wel

che in der Regel möglich sei. Es sei nicht zu ersehen, warum eine solche nicht 

möglich sein soll. Die vom Gesetzgeber definierten Voraussetzungen zur Therapie 

mit Cannabis seien im hier vorliegenden Fall nicht erfüllt. 

Gegen den Bescheid vom 29.06.2017 legte der Kläger am 21.07.2017 dann Wi

derspruch ein. Eine eingehende Beschäftigung mit der Frage, ob eine komplexe 

multimodale Schmerztherapie vorliegend überhaupt möglich ist, finde nicht statt. 

Er selbst habe ein Kind zu versorgen und· sei daher darauf angewiesen, dass er 

neben seiner Arbeitsfähigkeit angesichts der Erkrankung auch eine darüberhin

ausgehende Leistungsfähigkeit erhalten kann. Angesichts der sozialen Situation, 

zumal die Kindsmutter zwischenzeitlich nicht mehr bereit sei, das Kind zu versor

gen und die Verantwortung hierfür .allein beim Vater liege, wäre hierdurch eine 

Heimunterbringung des Kindes notwendig. Dies lehne der Kläger ab. Mithin kom

me eine multimodale Schmerztherapie, die teilstationär oder auch stationär durch

geführt wird, wegen den Beaufsichtigungs- und Erziehungspflichten des Klägers 
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nicht in Betracht. Darüber hinaus bestünden Bedenken, ob eine dauerhafte Ein

nahme der begleitenden Neuroleptika medizinisch tatsächlich vertretbar ist. 

Die Beklagte holte ein weiteres sozialmedizinisches Gutachten beim MDK ein. Der 

Arzt im MDK Dr. L. kam am 24.10.2017 zu dem Ergebnis, dass über das Alter 

des Kindes und dessen Versorgung tagsüber (Kindergarten, Schule) bei wohl be

stehender Berufstätigkeit/Arbeitsfähigkeit des Klägers nichts berichtet werde. Aus 

dem aktuellen Medikamentenauszug der Beklagten würden seit 2012 jeweils eine 

Verordnung von Gabapentin und Pregabalin hervorgehen, ein Opiod sei in diesem 

Zeitraum nicht zu Lasten der Krankenkasse verordnet worden. Neue medizinische 

Unterlagen seien mit dem Widerspruch nicht vorgelegt worden, so dass sich die 

sozialmedizinische Sachlage nicht geändert habe. Es bestünden weiterhin medi

kamentöse und nichtmedikamentöse Möglichkeiten (z.B. Opiate und multimodale 

Schmerztherapie in einer Tagesklinik oder ggf. stationär unter Begleitung des Kin

des). 

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.04.2018, dem Kläger mit Postzustellungsurkun

de am 18.05.2018 zugestellt, wies die Beklagte den Widerspruch unter Bezugnah

me auf die Ausführungen des MDK zurück. 

Hiergegen richtet sich die am 25.05.2018 vor dem Sozialgericht Speyer erhobene 

Klage. 

Der Kläger wiederholt sein Vorbringen. Die rein theoretische Möglichkeit, andere 

Behandlungsmethoden auszuprobieren, stehe dem Anspruch des Klägers nicht 

entgegen. Der Vertragsarzt habe unter Abwägung der zu erwartenden Nebenwir

kungen eine Kostenübernahme für die Verordnung beantragt. Bereits aus dem 

Normtext ergebe sich, dass hier grundsätzlich die vertragsärztliche Einschätzung 

maßgeblich entscheidend sei. Er verweist zudem auf diverse ärztliche Befunde. 
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Darüber hinaus habe die Beklagte die Fristen des § 13 Abs. 3a SGB V nicht be

achtet, da sie ohne das Vorliegen eines Gutachtens ablehnend entschieden habe, 

obwohl schon mehr als fünf Wochen verstrichen gewesen seien. Durch die am 

22.06.2017 an den Kläger versandte Mitteilung der Verzögerung um 12 Tage hätte 

die Beklagte für die Entscheidung auf Grundlage eines MDK-Gutachtens zwar bis 

zum 05.07.2017Zeit gehabt. Dies sei jedoch nicht erfolgt. Vielmehr habe s\e ohne 

Gutachten entschieden und innerhalb der am 09.06.2017 bereits abgelaufenen 

Frist keine Verzögerungsgründe geltend gemacht. Die Information der Einholung 

d�s Gutachtens sei unverzüglich erfolgt, allerdings sei dieses mangels Erstellung 

nicht Grundlage des Bescheids geworden. Damit sei die Genehmigungsfiktion ein

getreten. 

Der Kläger hat diverse Privatrezepte des Facharztes für Allgemeinmedizin Hart

weck sowie der Praxis Dr. E. jeweils über Bedrocan Cannabis Medizinalblüten 

aus dem Zeitraum 19.10.2017 bis 25.08.2020 nebst Kassenbons und 

Abgabevermerken der jeweiligen Apotheken vorgelegt. Insgesamt errechnet 

der Kläger Kosten der Selbstbeschaffung für diesen Zeitraum von 5.124,05 €. 

Der Kläger beantragt zuletzt schriftlich, 

unter Aufhebung des Bescheides der Beklagten vom 29.06.2017 in Gestalt 

des Widerspruchsbescheids vom 10.04.2018 die Beklagte zu verurteilen, 

die beantragte Arzneimitteltherapie des Klägers mit Medizinal-Cannabis

blüten, Sorte Bedrolite, zu bewilligen und die bisherigen Kosten der bean

tragten Arzneimitteltherapie in Höhe von 5.124,05€ zu erstatten. 
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Die Beklagte beantragt schriftlich, 

die Klage abzuweisen. 

Sie verweist vollumfänglich auf ihren Widerspruchsbescheid vom 10.04.2018. Die 

Genehmigungsfiktion sei nicht eingetreter:. Maßgeblich sei die 5-Wochen-Frist, da 

die Beklagte unverzüglich den MDK eingeschaltet habe, worüber der Kläger infor

miert worden sei. Die Verzögerung um 12 Tage sei dem Kläger mit Schreiben vom 

21.06.2017 und damit noch innerhalb der fünfwöchigen Frist mitgeteilt worden. Da 

die Beklagte nach Eingang des Gutachtens noch Zeit für die Prüfung und Bear

beitung benötige und zudem auch die Postlaufzeit für die Zustellung berücksichtigt 

werden müsse, sei es nicht möglich gewesen, bis zum Ablauf der Frist auf die Er

stellung eines Gutachtens zu warten. Tatsächlich sei das am 03.07.2017 erstellte 

Gutachten .auch erst am 06.07.2017 und somit nach Ablauf der Entscheidungsfrist 

bei der Beklagten eingegangen. Es habe keine Anhaltspunkte dafür gegeben, wie 

lange die Erstellung des Gutachtens noch dauern könnte, so dass es der Beklag

ten nicht möglich gewesen sei, eine weitere taggenaue Prognose für die Verzöge

rung abzugeben. Die Ablehnung sei dem Kläger am 30.06.2017 und damit noch 

innerhalb der verlängerten Entscheidungsfrist zugestellt worden. 

Das Gericht hat bei den Ärzten Dr. H., Dr. P. und Dr. B. Befundberichte eingeholt 

und das Gutachten der Ärztin Dr. K. vom 14.01.2019 im Auftrag der Deutschen 

Rentenversicherung Rheinland-Pfalz im Rahmen eines Antrages auf Leistungen 

zur Teilhabe am Arbeitsleben beigezogen. 

Die Beteiligten haben am 07.09.2020 ihr Einverständnis zu einer Entscheidung 

des Gerichts ohne mündliche Verhandlung gemäß § 124 Abs. 2 Sozialgerichtsge

setz (SGG) erteilt. 
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in Form von getrockneten Blüten oder Extrakten in standardisierter Qualität und 

auf Versorgung mit Arzneimitteln mit den Wirkstoffen Dronabinol oder auch Nabi

lon, wenn 

1. eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende

Leistung

· a) nicht zur Verfügung steht oder

b) im Einzelfall nach einer begründeten Einschätzung der behandelnden Ver

tragsärztin oder des behandelnden Vertragsarztes unter Abwägung der zu er

wartenden Nebenwirkungen sowie unter Berücksichtigung des Krankheitszu

standes der oder des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann,

2. eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spürbare positive Einwir

kung auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome besteht.

Nach§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V bedarf die Leistung bei der ersten Verordnung für 

eine Versicherte oder einen Versicherten der nur in begründeten Ausnahmefällen 

abzulehnenden Genehmigung der Krankenkasse, die vor Beginn der Leistung zu 

erteilen ist. 

Voraussetzung für den geltend gemachten Anspruch ist danach das Vorliegen ei

ner schwerwiegenden Erkrankung, entweder das Fehlen einer dem medizinischen 

Standard entsprechenden Leistung zur Behandlung der Erkrankung oder eine be

gründete vertragsärztliche Einschätzung der Kontraindikation der Leistung wegen 

der zu erwartenden Nebenwirkungen sowie eine Aussicht auf eine positive Einwir

kung auf den Krankheitsverlauf oder Symptome, des Weiteren bei der ersten Ver-

. ordnung eine vorherige Genehmigung durch die Krankenkasse. 

Diese Voraussetzungen erfüllt der Kläger nicht. Zwar hat der MDK in seinem so

zialmedizinischen Gutachten vom 03.07.2017 durch die Ärzte im MDK Dr. S. 

und Dr. K. das Vorliegen einer schwerwiegenden Erkrankung beim Kläger be

stätigt, da er durch die chronische Schmerzproblematik, verminderte Belastbarkeit 

und Wirbelsäulenproblematik offensichtlich seit Jahren erheblich beeinträchtigt sei. 
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Auch vertrage.der Kläger laut eigenen Angaben Coxibe sowie Gabapentin, Prega

balin und Opiodtherapie nicht. Jedoch wird eine komplexe multimodale Schmerz

therapie nicht aufgeführt, welche in der Regel möglich sei. Es sei nicht zu ersehen, 

warum eine solche nicht möglich sein soll. Die vom Gesetzgeber- definierten Vo

raussetzungen zur Therapie mit Cannabis seien im vorliegenden Fall nicht erfüllt. 

Diesen Ausführungen des MDK schließt sich das Gericht vollumfänglich an. Der 

Kläger hat keine Unterlagen vorgelegt, die geeignet wären, die medizinischen Ein

schätzungen des MDK zu entkräften. Es ist nicht erkennbar, weshalb der Kläger 

sich einer multimodalen Schmerztherapie verschließt und diese nicht erfolgver

sprechend sein könnte. Insbesondere ergibt sich auch nicht aus den bei den be

handelnden Ärzten· des Klägers eingeholten Befundberichten die zwingende· Not

wendigkeit für eine Therapie mit Cannabis. So führt der Neur(?loge und Psychiater 

Dr. B. im Befundbericht vom 27.03.2019 aus, dass aus seiner Sicht aufgrund der 

erhobenen Befunde eine Versorgung mit Cannabis in jedweder Form beim 

Kläger nicht notwendig sei. Der Neurologe und Psychiater Dr. P. führt im 

Befundbericht vom 27.03.2019 aus, dass er keine Aussagen zur medizinischen 

Notwendigkeit von Cannabis beim Kläger machen könne, da er weder Erfahrung 

in der Anwendung von Cannabis zur Schmerztherapie habe noch die Schmerzen 

Gegenstand der Untersuchung bei ihm gewesen seien. Darüber hinaus war der 

Kläger bei diesem Arzt letztmals am 19.12.2016 in Behandlung. Der Allgemein

mediziner Dr. .H. kreuzte in seinem Befundbericht vom 26.03.2019 ohne jed

wede Begründung lediglich die Antwort an, dass medizinisches Cannabis unter 

Abwägung der zu erwartenden Nebenwirkungen medizinisch notwendig sei. Diese 

Angabe ist so ob ihrer fehlenden Begründung unbrauchbar, insbesondere, weil der 

Arzt nichts dazu ausgesagt hat, weshalb eine multimodale Schmerztherapie nicht 

erfolgversprechend sein soll und in der Vergangenheit nicht ausprobiert wurde. 

Ohnehin war der Kläger bei diesem Arzt letztmals am 11.05.2018 in Behandlung. 

Soweit der Kläger als Argument gegen eine multimodale Schmerztherapie noch 

vorträgt, er selbst habe ein „Kind zu versorgen" und sei daher darauf angewiesen, 
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dass er neben seiner Arbeitsfähigkeit auch eine darüberhinausgehende Leistungs

fähigkeit erhalten kann, verfängt dies nicht. Wie sich aus dem beigezogenen Gut

achten der Deutschen Rentenversicherung vom 14.01.2019 der Ärztin Dr. K. 

ergibt, handelte es sich schon zum damaligen Untersuchungszeitpunkt um ein 13- 

jähriges, mittlerweile mindestens 14-jähriges Kind, welches bereits damals in einer 

Jugendhilfeeinrichtung untergebracht war; das Sorgerecht übt der Kläger gemein

sam mit der Kindsmutter aus. Der Kläger teilte im Termin zur mündlichen Ver

handlung am 07.09.2020 mit, dass das Kind dort weiterhin untergebracht ist. Sozi

ale Gründe gegen die Durchführung einer multimodalen Schmerztherapie liegen 

daher nicht vor. 

Aus diesen Gründen bestand kein Sachleistungsanspruch auf medizinisches Can

nabis für die Zeit ab Antragstellung. Der Kläger kann die Erstatturig verauslagter 

Kosten demnach nicht gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 SGB V beanspruchen. Auch ei

ne zukünftige Kostenübernahme scheidet aus den dargelegten Gründen (derzeit) 

aus. 

Die Klage war deshalb abzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 193 SGG. 

- Rechtsmittelbelehrung -
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Sp S 550 - Rechtsmittelbelehrung bei zulässiger oder zugelassener Berufung gegen Urteil ohne zugelassene Revision 

(§§ 87 Abs. 1 Satz 2, 136 Abs. 1 Nr. 7, 143, 144 Abs. 1, 151, 153, 161 SGG)

(gez. ) 
Richter am Sozialgericht 
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